 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT

REPUBLIK OSTERREICH

GZ. RV/7400103/2016

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin Dr. Lisa Pucher in der Beschwerdesache
*EXBfR** *EAXBf Adr*** vertreten durch Dr. Karl Schirl, Krugerstralle 17/3, 1010 Wien, tber
die Beschwerde vom 02. Oktober 2015 gegen den Bescheid des Magistrates der Stadt Wien
vom 02. September 2015 betreffend die Haftung als Geschaftsfiihrer der ***Y GmbH*** fiir
den entstandenen Rickstand an Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe samt
Nebenansprichen fir den Zeitraum Janner bis August 2014 (Haftungsbetrag gesamt:

€ 4.904,82), zu Recht:

|. Der Beschwerde wird teilweise Folge gegeben.
Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Der Beschwerdeflihrer wird zur Haftung fiir nachfolgend angefiihrte Abgabenbetrage

herangezogen:
Abgabenart Zeitraum Betrag
Kommunalsteuer 01-08/2014 € 3.249,03
Dienstgeberabgabe 01-08/2014 € 448,02
Summe € 3.697,05

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Am 29.06.2015 richtete der Magistrat der Stadt Wien (belangte Behorde) ein Schreiben
betreffend die von der ***Y GmbH*** (nachfolgend auch , Primarschuldnerin®) geschuldete
Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe fiir den Zeitraum 01-08/2014 sowie
Saumniszuschlage hierzu an den Beschwerdefiihrer (nachfolgend ,,Bf“), der im maRgeblichen
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Zeitpunkt Geschaftsfiihrer der ***Y GmbH*** war. Im gegenstandlichen Fall seien die Abgaben
in Hohe eines Gesamtbetrages von € 4.904,82 nicht entrichtet worden. Es lagen damit die in §
80 Abs 1 BAO sowie § 6a Abs 1 Wiener Dienstgeberabgabegesetz bzw § 6a Abs 1
Kommunalsteuergesetz vorgesehenen gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Haft- und
Zahlungspflicht des Bf vor. Dem Bf werde gemaR § 183 Abs 4 BAO Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben. Das Schreiben blieb unbeantwortet.

Am 02.09.2015 erlieR der Magistrat der Stadt Wien einen Haftungsbescheid an den Bf.

Der Haftungsbetrag wurde im Bescheid wie folgt gegliedert:

Abgabenart/Nebenanspruch | Zeitraum Betrag

Kommunalsteuer 01-08/2014 € 4.306,38
Sdaumniszuschlag €72,36
Dienstgeberabgabe 01-08/2014 €515,56
Saumniszuschlag € 10,52
Summe €4.904,82

Begriindend fiihrte die belangte Behdrde wie folgt aus:

Nach § 6a Abs 1 Kommunalsteuergesetz bzw § 6a Abs 1 Wiener Dienstgeberabgabegesetz
haften die in § 80 BAO bezeichneten Vertreter neben den durch sie vertretenen
Abgabepflichtigen fur die diese treffende Kommunalsteuer bzw Dienstgeberabgabe insoweit,
als die Abgaben infolge schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten abgabenrechtlichen
oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden kénnen, insbesondere
im Fall der Konkurseroffnung. Mit Beschluss des Handelsgerichtes Wien vom ***Datum*** zur
Zahl *** sei der Konkurs tiber das Vermogen der ***Y GmbH*** er6ffnet worden. Die bereits
vom Gesetzgeber als typischer Fall der erschwerten Einbringung angefihrte Voraussetzung fiir
die Haftung sei daher jedenfalls erfiillt. Der Bf sei damals als Geschaftsfiihrer im Firmenbuch
der Gesellschaft eingetragen gewesen und habe die Bezahlung weder veranlasst, noch
irgendwelche Schritte zur Abdeckung des Riickstandes unternommen. Er habe somit die ihm
als Geschaftsfihrer der Primarschuldnerin auferlegten Pflichten verletzt. Die Geltendmachung
der Haftung entsprache auch den Ermessensrichtlinien der ZweckmaRigkeit und Billigkeit nach
§ 20 BAO, da nach der Aktenlage kein Hinweis darauf bestehe, dass der nunmehr aushaftende

Betrag bei der Primarschuldnerin noch eingebracht werden kdnnte.

Die am 02.10.2015 fristgerecht eingebrachte Beschwerde gegen den Haftungsbescheid wurde
wie folgt begriindet: Es ergabe sich aus beiliegenden Umsatzlisten fiir die Monate Janner bis
August 2014, dass samtlichen offenen Glaubigerforderungen , jeweils eine anndhernd gleich
hohe Summe von vorhandenen finanziellen Mitteln” gegenliberstiinde. Bei quotenmaRiger
Verteilung der vorhandenen finanziellen Mittel ware daher jedenfalls nur die Ausschiittung
einer geringen Quote an samtliche Glaubiger moglich gewesen. Tatsadchlich seien im
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betroffenen Zeitraum nachfolgend angefiihrte Zahlungen an den Magistrat der Stadt Wien

geleistet worden:

Monat Datum Betrag

Janner 2014 14.01.2014 €6,52
14.01.2014 €58,99
30.01.2014 € 156,00

Mai 2014 12.05.2014 € 360,00
12.05.2014 € 183,48

Summe €764,99

Es sei angesichts der finanziellen Situation der Primarschuldnerin zu priifen, ob der Magistrat
der Stadt Wien im Verhaltnis zu anderen Glaubigern benachteiligt worden ist. Es falle auf, dass
in jenen Monaten, in denen keine Zahlungen an den Magistrat der Stadt Wien erfolgten, auch
keine Gbrigen Glaubiger befriedigt worden seien. Bei den Zahlungen an diverse Lieferanten
habe es sich ,jeweils um Zahlungen aus Vorauskassen” oder um ,,Zug-um-Zug Bezahlungen
gegen Ubergabe von Ware” gehandelt. Diese Forderungen seien fiir Zwecke des
Glaubigervergleiches nicht zu berlcksichtigen. Der Magistrat der Stadt Wien sei keinesfalls
schlechter gestellt gewesen als die Gbrigen Glaubiger. Es kénne daher nicht von einer
schuldhaften Benachteiligung des Magistrates der Stadt Wien durch den Bf ausgegangen
werden. Uberdies ergébe sich aus einem Riickstandsausweis vom 24.10.2014, dass lediglich ein
Betrag an Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe fiir den beschwerdegegenstandlichen
Zeitraum von € 2.733,69 als aushaftend erachtet wurde. Im Vergleich zum nunmebhrig geltend
gemachten Betrag errechne sich eine Differenz von € 2.171,13 zu Lasten des Bf. Die Diskrepanz
sei nicht erklarlich. Auch die geleisteten Zahlungen seien in Abzug zu bringen.

Mit Schreiben vom 05.11.2015 forderte die belangte Behorde den Bf auf, Unterlagen zum
Nachweis der Glaubigergleichbehandlung in den einzelnen Monaten vorzulegen und erlduterte
dazu wie folgt: Der jeweilige Betrachtungszeitraum liege zwischen 16. des Vormonates und 15.
des Falligkeitsmonates der einzelnen Abgabe. Der Bf solle - neben einer monatlichen
Aufschliisselung der abgegebenen Jahreserklarungen fiir Kommunalsteuer und
Dienstgeberabgabe - eine Auflistung der im jeweiligen Betrachtungszeitraum bestandenen und
neu entstandenen Verbindlichkeiten, eine Auflistung aller Zahlungen inklusive Zahlungen zur
Aufrechterhaltung des Geschaftsbetriebes bzw Zug-um-Zug Geschéafte und sonstige Tilgungen
in Betrachtungszeitraum sowie eine Aufstellung der liquiden Mittel zum 15. des
Falligkeitsmonates tibermitteln. Im Schreiben erfolgte weiters eine tabellarische Darstellung
einer korrekten Abfolge einer Aufstellung als Musterbeispiel fiir 2 fiktive Verbindlichkeiten. Die
Liquiditatsaufstellung solle auch eine Quotenberechnung enthalten. Die Liquiditatsaufstellung
samt Quotenberechnung misse fiir die Behorde rechnerisch nachvollziehbar und
aussagekraftig sowie durch entsprechende Unterlagen belegt sein. Zu den vom Bf
vorgebrachten Zug-um-Zug Geschaften und Zahlungen aus Vorauskassen werde mitgeteilt,
dass auch diese Zahlungen bei der Gldubigergleichbehandlung zu beriicksichtigen seien. Auch
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Zahlungen aus Zug-um-Zug Geschaften wiirden zur Benachteiligung anderer Glaubiger
fUhren. Eine Schlechterstellung des Magistrates der Stadt Wien ergabe sich auch schon durch
die Bezahlung der Lohne und Gehalter bei gleichzeitiger Nichtzahlung der selbst erklarten
Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe. Zu dem in der Beschwerde angesprochenen
Riuckstandsausweis sei anzufiihren, dass sich die tatsachliche Hohe der Riickstande aus von der
Primarschuldnerin selbst gelegten Jahreserklarungen an Kommunalsteuer und
Dienstgeberabgabe fiir das Jahr 2014 ergabe. Sollten wahrend des Jahres nicht die richtigen
Monatsmeldungen erfolgt sein, sei dies ausschlieBlich als in der Sphare der Primarschuldnerin
gelegen anzusehen. Jedwede Zahlung sei von der Buchhaltungsabteilung des Magistrates der
Stadt Wien beriicksichtigt und fiir die bestehenden Riickstande verwendet worden. Eine
Antwort auf das Schreiben des Magistrates der Stadt Wien ist nicht aktenkundig.

Am 15.02.2016 erging die abweisende Beschwerdevorentscheidung.
Am 15.03.2016 brachte der Bf fristgerecht einen Vorlageantrag ein.
Am 25.07.2016 wurde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht vorgelegt.

Durch Verfligung des Geschaftsverteilungsausschusses vom 22.12.2022 wurde der
gegenstandliche Fall der Gerichtsabteilung 1081 abgenommen und mit Wirkung 10.01.2023
der Gerichtsabteilung 1090 neu zugeteilt.

Mit Vorhalt vom 12.01.2024 hat das Bundesfinanzgericht dem Bf die entstandenen und falligen
Abgabenverbindlichkeiten inklusive monatlicher Aufgliederung sowie eine Auflistung der an
den Magistrat der Stadt Wien geleisteten Zahlungen zur Kenntnis gebracht. Auch wurde der Bf
zum AusmaR und zur Verrechnung der an den Magistrat der Stadt Wien im
Sanierungsverfahren Geschéaftszahl *** tatsichlich geleisteten Quote informiert. Uberdies
erlauterte das Bundesfinanzgericht wie folgt: Es stehe anhand der Aktenlage fest, dass die fiir
den Zeitraum 01-08/2014 von der ***Y GmbH*** geschuldeten Abgaben (Kommunalsteuer
und Dienstgeberabgabe) nicht entrichtet wurden, wahrend bestimmte andere
Verbindlichkeiten beglichen worden seien. Es sei auch nicht vom vélligen Fehlen von Mitteln
auszugehen. Beides erschlielle sich aus vom Bf selbst vorgelegten Unterlagen (im Wesentlichen
Kontoauszlige). Falls die vorhandenen Mittel zur Begleichung samtlicher Verbindlichkeiten
nicht ausgereicht haben, werde der Bf dazu eingeladen, den Nachweis zu erbringen, welcher
Betrag unter Berlicksichtigung der vorhandenen Mittel bei Gleichbehandlung aller Glaubiger an
die Abgabenbehoérde zu entrichten gewesen ware. Die Haftung des Bf konne (sofern dieser
Nachweis gelingt) auf jenen Betrag eingeschrankt werden, um den die Abgabenbehdrde bei
gleichmaRiger Behandlung samtlicher Glaubiger mehr erlangt hatte, als sie tatsachlich erhalten
hat. Das Schreiben enthielt auch Anleitungen zur ordnungsgemalien Quotenberechnung; es ist
unbeantwortet geblieben.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Bf war seit ***Datum™** bis April 2015 handelsrechtlicher Geschaftsflihrer der ***Y
GmbH*** (friher FN ***) mit Sitz in Wien und dem Geschaftszweig Handel mit Waren aller

Art. Die Loschung seiner Funktion wurde am ***Datum*** im Firmenbuch eingetragen.

Mit Beschluss des Handelsgerichtes Wien vom ***Datum*** (Geschaftszahl ***) wurde tGber
das Vermogen der ***Y GmbH*** das Sanierungsverfahren (mit Eigenverwaltung) eingeleitet.
Die Sanierungsplanquote betrug 55%, zahlbar wie folgt:

a) 10% Barqguote, zahlbar binnen 14 Tagen ab rechtskraftiger Verfahrensaufhebung, wobei das
Erfordernis hierfiir einschlieRlich samtlicher bevorrechteter Forderungen bei sonstiger
Versagung der Bestatigung bis 30.12.2014 beim Insolvenzverwalter zu erlegen ist;

b) je 10% bis 24.05.2015, 24.11.2015, 24.05.2016 und
c) 15% bis 23.11.2016.

Der Sanierungsplan wurde rechtskraftig bestatigt, womit das Sanierungsverfahren aufgehoben
ist. Als Barquote erhielt der Magistrat der Stadt Wien am 12.02.2015 einen Betrag von
insgesamt € 273,36 ausbezahlt. Als Nachtragsquote ist am 22.09.2015 ein Betrag von € 153,23
an den Magistrat der Stadt Wien ausbezahlt worden. Weitere Quotenzahlungen hat der
Magistrat der Stadt Wien nicht erhalten.

Mit Beschluss des Handelsgerichtes Wien vom ***Datum*** (Geschaftszahl ***) wurde liber
das Vermogen der ***Y GmbH*** der Konkurs eréffnet. Der Konkurs ist am ***Datum***
mangels Masse aufgehoben worden. In der Folge wurde die Gesellschaft am ***Datum*** im
Firmenbuch gel6scht.

Bei der Primarschuldnerin haften folgende bereits entstandene und fallige
Abgabenverbindlichkeiten unberichtigt aus:

Abgabenart Zeitraum | Abgabenbetrag | Zahlung Quote offener Saldo
Kommunalsteuer 01/2014 €501,14 -€£274,70 | -€ 226,44 €0,00
02/2014 € 468,68 €0,00 | -€142,60 € 326,08
03/2014 € 554,52 €0,00 €0,00 €554,52
04/2014 € 554,52 €0,00 €0,00 €554,52
05/2014 € 564,79 €0,00 €0,00 €564,79
06/2014 € 877,39 €0,00 €0,00 € 877,39
07/2014 € 546,36 -€ 494,00 €0,00 €52,36
08/2014 € 319,37 €0,00 €0,00 € 319,37
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€4.386,77 -€ 768,70 | -€ 369,04 € 3.249,03

Dienstgeberabgabe | 01/2014 € 64,45 -€ 4,00 -€ 57,55 €2,90
02/2014 € 64,45 € 0,00 € 0,00 € 64,45

03/2014 € 64,45 €0,00 €0,00 € 64,45

04/2014 € 64,45 € 0,00 € 0,00 € 64,45

05/2014 € 64,45 € 0,00 € 0,00 € 64,45

06/2014 €64,44 €0,00 €0,00 €64,44

07/2014 € 64,44 -€ 6,00 € 0,00 € 58,44

08/2014 € 64,44 € 0,00 € 0,00 € 64,44

€ 515,57 -€ 10,00 -€57,55 € 448,02

Es wurden keine Abgabenbescheide liber die haftungsgegenstandlichen Abgaben erlassen. Die
im angefochtenen Bescheid haftungsmaRig geltend gemachten Sdumniszuschlage sind der
Primarschuldnerin nicht mit Bescheid vorgeschrieben worden.

2. Beweiswiirdigung

Die Feststellungen zur Vertreterstellung des Bf ergeben sich aus einem Firmenbuchauszug der
Priméarschuldnerin. Auch die Feststellungen zum Sanierungs- bzw Konkursverfahren griinden
sich auf die Eintragungen im Firmenbuch. Dass die Sanierungsquote 55% betrug, jedoch nurin
Hohe von insgesamt € 426,59 (Quote: € 273,36; Nachtragsquote: € 153,23) an den Magistrat
der Stadt Wien ausbezahlt worden ist, ergibt sich aus dem Vorbringen der belangten Behérde
und wurde vom Bf im Verfahren nicht bestritten.

Die Feststellung, dass bei der Primarschuldnerin aufgrund von Lohn- und Gehaltsauszahlungen
im Jahr 2014 eine Kommunalsteuerschuld in oben angefiihrter Hohe (Spalte ,,Abgabenbetrag”)
entstanden ist, griindet sich auf die von der Primarschuldnerin im Jahr 2015 abgegebenen
Jahreserklarungen, die den Zeitraum 01-09/2014 abdecken. Die Jahreserklarungen wurden von
der Steuerberaterin der Primarschuldnerin (***1***) abgegeben. Dass nur tatsachlich
ausbezahlte Lohne und Gehalter in die erklarte Kommunalsteuerbemessungsgrundlage
einbezogen wurden, erschliet sich aus einem auf der Kommunalsteuererklarung befindlichen
handschriftlichen Vermerk (,Enthalten sind nur jene L6hne und Gehdilter, die von der ***Y
GmbH*** bezahlt wurden.”). Die monatliche Aufgliederung der Abgabenbetrage, lUiber die der
Bf auch Kenntnis hat, ergibt sich aus einer von ***1*** zyr Verfligung gestellten Unterlage.
Eine exakte monatliche Aufgliederung der Dienstgeberabgabenbetrdage war mangels
verfligbarer Unterlagen nicht mehr moglich. Die monatlichen Abgabenbetrage wurden daher
vom Bundesfinanzgericht durch Aliquotierung geschatzt.
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Dass die unter Punkt I.1. tabellarisch angefiihrten Abgabenbetrage nicht in voller Héhe bezahlt
worden sind, ist unstrittig. Die geleisteten Zahlungen (€ 778,70) ergeben sich aus dem beim
Magistrat der Stadt Wien gefiihrten Abgabenkonto der Primarschuldnerin und wurden dem Bf
mit Vorhalt vom 12.01.2024 bekannt gegeben. Die Zahlungen wurden (wie auch die tatsachlich
geleistete Sanierungsquote) mit den altesten Abgabenverbindlichkeiten verrechnet, soweit
keine Widmung erfolgt ist.

Dass keine Bescheide hinsichtlich der haftungsgegenstandlichen Abgaben erlassen worden
sind, ergibt sich aus der Aktenlage. Gleiches gilt fir die Feststellung der fehlenden
bescheidmaBigen Vorschreibung der haftungsmaRig geltend gemachten Sdumniszuschlage.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abdnderung)

Zu klaren war, ob die Haftungsinspruchnahme des Bf fiir die aushaftenden
Abgabenverbindlichkeiten und Nebenanspriiche zu Recht erfolgt ist:

(1) Rechtliche Rahmenbedingungen
§ 6a Kommunalsteuergesetz 1993 regelt:

(1) Die in den §$§ 80 ff der Bundesabgabenordnung bezeichneten Vertreter haften neben den

durch sie vertretenen Abgabepflichtigen fiir die diese treffende Kommunalsteuer insoweit, als

diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten abgabenrechtlichen oder

sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden kann, insbesondere im Fall
der Eréffnung des Insolvenzverfahrens. § 9 Abs. 2 Bundesabgabenordnung gilt sinngemdifs.

(2) Soweit Personen auf die Erfiillung der Pflichten der Abgabepflichtigen und der in §§ 80 ff
Bundesabgabenordnung bezeichneten Vertreter tatsdchlich Einfluss nehmen, haben sie diesen
Einfluss dahingehend auszuliiben, dass diese Pflichten erfiillt werden.

(3) Die in Abs. 2 bezeichneten Personen haften fiir die Kommunalsteuer insoweit, als diese
Abgabe infolge ihrer Einflussnahme nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden kann,
insbesondere im Falle der Eréffnung des Insolvenzverfahrens.”

§ 6a Wiener Dienstgeberabgabegesetz enthilt folgende Regelung:

»(1) Die in den §§ 80 ff Bundesabgabenordnung — BAO bezeichneten Vertreter haften neben
den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen fiir die diese treffende Dienstgeberabgabe
insoweit, als diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten
abgabenrechtlichen oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden
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kann, insbesondere im Fall der Konkurseréffnung. § 9 Abs. 2 Bundesabgabenordnung — BAO gilt
sinngemdps.

(2) Soweit Personen auf die Erfiillung der Pflichten der Abgabepflichtigen und der in §§ 80 ff
Bundesabgabenordnung — BAO bezeichneten Vertreter tatsdchlich Einfluss nehmen, haben sie
diesen Einfluss dahingehend auszuliiben, dass diese Pflichten erfiillt werden.

(3) Die in Abs. 2 bezeichneten Personen haften fiir die Dienstgeberabgabe insoweit, als diese
Abgabe infolge ihrer Einflussnahme nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden kann,
insbesondere im Falle der Konkurserdffnung.”

§ 80 Abs 1 BAO sieht vor: ,Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen Personen und die
gesetzlichen Vertreter natiirlicher Personen haben alle Pflichten zu erfiillen, die den von ihnen
Vertretenen obliegen, und sind befugt, die diesen zustehenden Rechte wahrzunehmen. Sie
haben insbesondere dafiir zu sorgen, daf8 die Abgaben aus den Mitteln, die sie verwalten,
entrichtet werden.”

Demnach setzt die Geltendmachung der Haftung gemaR § 6a Kommunalsteuergesetz bzw § 6a
Wiener Dienstgeberabgabegesetz in Verbindung mit § 80 BAO folgendes voraus:

1. Vertreterstellung gemals den §§ 80 ff BAO

2. Erschwerte Einbringlichkeit der betreffenden Abgabenforderung beim Vertretenen
(Primarschuldner)

3. Verletzung von abgabenrechtlichen oder sonstigen Pflichten
4. Verschulden des Vertreters
5. Kausalitat zwischen schuldhafter Pflichtverletzung und erschwerter Einbringlichkeit

Die Erlassung von Haftungsbescheiden (§ 224 BAO) liegt im Ermessen der Abgabenbehdrde
(siehe Ritz/Koran, BAO’ § 7 Rn 5 mwN). Nach § 20 BAO miissen sich Ermessensentscheidungen
in den Grenzen halten, die das Gesetz dem Ermessen zieht. Innerhalb dieser Grenzen sind
Ermessensentscheidungen nach Billigkeit und ZweckmaRigkeit unter Berlicksichtigung aller in
Betracht kommenden Umstdnde zu treffen. Wesentliches Ermessenskriterium bei der
Geltendmachung personlicher Haftungen ist die Vermeidung eines endgitiltigen
Abgabenausfalles. Dem Begriff ,Billigkeit” ist die Bedeutung ,,Angemessenheit in Bezug auf
berechtigte Interessen der Partei”, dem Begriff ,ZweckmaRigkeit” die Bedeutung ,6ffentliche
Interesse, insbesondere an der Einbringung der Abgaben” beizumessen (vgl zB VWGH
03.07.2003, 2000/15/0043). Neben der Nachrangigkeit der Haftung wére bei der
Ermessensiibung in diesem Sinn beispielsweise ein behérdliches Mitverschulden an der
Erschwerung der Einbringung beim Hauptschuldner (etwa durch Sdumigkeit der
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Abgabenbehdrde bei der Eintreibung der Abgaben bei der Primarschuldnerin), die
Geringflgigkeit des haftungsgegenstandlichen Betrages oder die (endgiiltige)
Uneinbringlichkeit beim Haftungspflichtigen selbst zu bertcksichtigen (siehe dazu Ritz/Koran,
BAO’ § 7 Rn 7 mwN).

(2) Schlussfolgerungen

Die oben angefiihrten - aus § 6a Kommunalsteuergesetz bzw § 6a Wiener
Dienstgeberabgabegesetz sowie den §§ 80 ff BAO ableitbaren - Haftungsvoraussetzungen sind
im vorliegenden Fall erfillt:

e Als GmbH-Geschaftsfiihrer gehorte der Bf im hier relevanten Zeitraum (Mitte Februar
2014 bis Mitte September 2014) zum in den §§ 80 ff BAO angesprochenen
Personenkreis.

e Diein § 6a Kommunalsteuergesetz bzw § 6a Wiener Dienstgeberabgabegesetz
normierte ,erschwerte Einbringlichkeit” als Voraussetzung fiir die
Haftungsinanspruchnahme ist durch die Er6ffnung des Konkursverfahrens (=
Insolvenzverfahren im Sinne des § 6a Kommunalsteuergesetz bzw § 6a Wiener
Dienstgeberabgabegesetz) gegeben. Das Konkursverfahren ist mittlerweile aufgehoben
und die Gesellschaft aus dem Firmenbuch geldscht. Eine (auch nur teilweise)
Einbringung der noch aushaftenden Abgabenverbindlichkeiten bei der
Primarschuldnerin ist nicht mehr moglich.

e Zu den Pflichten des Geschéftsfihrers einer GmbH gehort es, die abgabenrechtlichen
Verpflichtungen der Gesellschaft wahrzunehmen und fir die Entrichtung der Abgaben
aus den verwalteten Mitteln zu sorgen (siehe zB VWGH 22.09.1999, 96/15/0049, VWGH
03.09.2008, 2006/13/0121, VWGH 29.04.2010, 2008/15/0085). Kommunalsteuer und
Dienstgeberabgabe waren monatsweise, jeweils am 15. des darauffolgenden Monates
zu entrichten gewesen (siehe § 11 Abs 2 Kommunalsteuergesetz 1993 sowie § 6 Abs 1
Wiener Dienstgeberabgabegesetz). Die Falligkeit der noch aushaftenden Abgaben
(Zeitraum 01-08/2014) ist bis zur Konkurseréffnung am ***Datum*** eingetreten. Der
Bf ware als Geschaftsflihrer der Primarschuldnerin prinzipiell dazu verpflichtet
gewesen, fir die Entrichtung der betreffenden (monatlich falligen) Abgaben Sorge zu
tragen und zwar insoweit als hierfiir liquide Mittel vorhanden waren (vgl zB VWGH
07.12.2000, 2000/16/0601, VWGH 26.11.2002, 99/15/0249, VWGH 23.04.2021, Ra
2020/13/0108). Die ganzliche Mittellosigkeit der Gesellschaft zu den
haftungsrelevanten Falligkeitsterminen wurde vom Bf nicht aufgezeigt und ergibt sich
auch sonst nicht aus der Aktenlage. Im Gegenteil: Es erschliel3t sich aus den vom Bf im
Verfahren vorgelegten Umsatzlisten, dass einzelne Glaubiger voll befriedigt worden
sind. Sofern die Primarschuldnerin nicht Gber ausreichende Mittel zur Befriedigung aller
Verbindlichkeiten verfligte, hatte den Bf die Verpflichtung getroffen, alle Schulden im
gleichen Verhaltnis zu befriedigen (Gleichbehandlungsgrundsatz). Gelingt dem
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Vertreter der Nachweis, dass der Abgabenglaubiger ebenso viel an vorhandenen
Mitteln erhalten hat wie andere Glaubiger, dann haftet er nicht (VWGH 22.09.1999,
96/15/0049). Es darf kein einziger Glaubiger dem Abgabengldubiger vorgezogen
werden (VWGH 29.04.2010, 2008/15/0085, VwGH 14.12.2005, 2002/13/0196, VWGH
30.10.2001, 98/14/0082). Die volle Bezahlung der Léhne und Betriebskosten oder eine
hohere Tilgung von Bankverbindlichkeiten ist ebenso schadlich wie Zug-um-Zug-
Geschafte, also Bargeschafte. Entscheidet sich der Vertreter dafir, trotz nicht
ausreichender Mittel andere Verbindlichkeiten voll oder in einem héheren AusmalR zu
tilgen, muss er dies auch bei den Abgabenschulden so handhaben. Diese Pflicht hat die
Bf verletzt; bestimmte Verbindlichkeiten sind voll beglichen worden, wahrend die
betreffenden Abgabenschulden (Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe 01-08/2014)
nicht zur Ganze gezahlt wurden.

Nur schuldhafte Verletzungen abgabenrechtlicher Pflichten berechtigen zur
Haftungsinanspruchnahme. Eine bestimmte Schuldform ist nicht gefordert (auch leichte
Fahrlassigkeit reicht aus, zB VwWGH 18.10.1995, 91/13/0037, VWGH 31.10.2000,
5/15/0137). Nach standiger Rechtsprechung hat der Vertreter darzutun, aus welchen
Grunden ihm die Erflllung abgabenrechtlicher Pflichten unmoglich war, widrigenfalls
angenommen wird, dass die Pflichtverletzung schuldhaft war (zB VwGH 28.02.2013,
2012/16/0029, VWGH 18.03.2013, 2011/16/0184, VWGH 19.03.2015, 2013/16/0166,
VwWGH 22.04.2015, 2013/16/0208, VWGH 19.05.2015, 2013/16/0016). Dem Vertreter
obliegt dabei kein negativer Beweis, sondern die konkrete (schllssige) Darstellung der
Griinde, die der gebotenen rechtzeitigen Abgabenentrichtung entgegenstanden (VwWGH
04.04.1990, 89/13/0212, VwWGH 27.10.2008, 2005/17/0259; zumindest ,qualifizierte
Behauptungs- und Konkretisierungslast”; siehe Ritz/Koran, BAO’ § 9 Rn 22). Auf Ebene
des Verschuldens ist zu prifen, ob dem Vertreter die objektive Rechtswidrigkeit seines
Verhaltens (namlich die Nichtentrichtung der hier gegenstandlichen Abgaben) auch
subjektiv vorwerfbar ist. Dies ware etwa nicht der Fall, wenn der Bf die Unrichtigkeit
(hier nicht fristgerechte Entrichtung der Abgabe) nicht hatte erkennen kénnen (vgl etwa
VWGH 24.02.1999, 98/13/0144). Daflr bestehen keine Anhaltspunkte.

Der Vertreter haftet flir samtliche Abgabenschulden des Vertretenen im Umfang der
Kausalitat zwischen seiner schuldhaften Pflichtverletzung und dem Entgang der
Abgaben. Reichten die liquiden Mittel nicht zur Begleichung samtlicher Schulden aus
und haftet der Vertreter nur deswegen, weil er die Abgabenforderungen nicht
wenigstens anteilig befriedigt und den Abgabenglaubiger somit benachteiligt hat, dann
erstreckt sich die Haftung des Vertreters auch nur auf den Betrag, um den der
Abgabenglaubiger bei gleichmaRiger Befriedigung aller Forderungen mehr erlangt
hatte, als er infolge des pflichtwidrigen Verhaltens des Vertreter tatsachlich erhalten
hat (VWGH 24.02.2011, 2009/16/0108). Die Verletzung der Gleichbehandlungspflicht
wird nur als kausal fur den anteiligen Abgabenausfall angesehen (siehe Ritz/Koran,
BAO’ § 9 Rn 27). Nach der Rechtsprechung des VWGH setzt die Haftung des Vertreters
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in der Hohe des Quotenschadens den Nachweis voraus, welcher Betrag bei
Gleichbehandlung samtlicher Glaubiger - bezogen auf die jeweiligen
Falligkeitszeitpunkte einerseits und das Vorhandensein liquider Mittel andererseits - an
die Abgabenbehdrde zu entrichten gewesen ware. Zahlungen an andere Glaubiger
spielen bei der Berechnung der ,fiktiven” Quote keine Rolle. Die Quote, die errechnet
wird, betrachtet nur, wie viel an Abgabenschulden getilgt worden ware, wenn der
Vertreter die vorhandenen Mittel gleichmaRig verteilt hatte. Diese Quote ist dann der
Quote der tatsachlich bezahlten Abgabenschulden gegenliberzustellen. Fiir den
Differenzbetrag haftet der Vertreter. Gelingt es dem Vertreter nicht, diese Quote
nachzuweisen, haftet er fur die vollen Abgabenriickstande (vgl VWGH 23.06.2009,
2007/13/0014, VWGH 24.01.2017, Ra 2015/16/0078). Der Bf hat vorgebracht, dass bei
guotenmaRiger Verteilung der vorhandenen finanziellen Mittel jedenfalls nur die
Ausschiittung einer geringen Quote an samtliche Glaubiger moglich gewesen ware. In
Hinblick auf dieses nicht anhand von nachvollziehbaren Unterlagen substantiierte
Vorbringen wurde der Bf vom Bundesfinanzgericht am 12.01.2024 mit detaillierten
Anleitungen dazu aufgefordert, eine Quotenberechnung vorzulegen. Der Bf hat den
Nachweis nicht angetreten.

Es bestehen auch keine Griinde, die es - im Rahmen der Ermessensiibung - rechtfertigen, von
der Haftungsinanspruchnahme im Ausmalf’ von € 3.697,05 Abstand zu nehmen bzw die
Haftung noch weiter einzuschranken: Die ZweckmaRigkeit der Geltendmachung der Haftung
liegt darin, dass nur durch diese MalRnahme eine Einbringlichkeit der angefiihrten Abgaben
gegeben ist und nur so dem 6ffentlichen Interesse an der Erhebung der Abgaben
nachgekommen werden kann. Sachverhaltselemente, die eine Inanspruchnahme zur Haftung
als unbillig (also einem berechtigten Interesse des Bf widersprechend) erscheinen lassen,
wurden nicht geltend gemacht und ergeben sich auch nicht aus der Aktenlage.

Die Geltendmachung abgabenrechtlicher Haftungen setzt voraus, dass eine Abgabenschuld
entstanden - und noch nicht (zB durch Entrichtung) erloschen - ist (Grundsatz der materiellen
Akzessorietat der Haftung, vgl zB Stoll, BAO, 105; VWGH 22.09.1999, 96/15/0049, VwWGH
19.03.2015, 2013/16/0200). Insoweit war der von der belangten Behorde in Haftung gezogene
Betrag um von der Primarschuldnerin geleistete Zahlungen und die tatsachlich gezahlte
Sanierungsquote zu reduzieren. Auch die im Haftungsweg vorgeschriebenen Sdumniszuschlage
waren aus der Haftung auszuscheiden: Nach § 217a Z 2 BAO werden Saumniszuschlage fir
Landes- und Gemeindeabgaben im Zeitpunkt der Zustellung des sie festsetzenden Bescheides
fallig. Die betreffenden Sdumniszuschlage sind erst mit Haftungsbescheid vom 02.09.2015
bescheidmalig festgesetzt worden. Sie sind daher nicht bis zum ***Datum*** fillig geworden.

Es war daher wie im Spruch zu befinden.
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3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Uber die sich im gegenstédndlichen Fall stellende Rechtsfrage der Heranziehung des
organschaftlichen Vertreters einer GmbH zur Haftung flir deren Abgabenschulden wurde im
Sinne der oben wiedergegebenen standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
entschieden. Dariiber hinaus hing die Entscheidung von auf Ebene der Beweiswiirdigung zu
klarenden Sachfragen ab. Eine Revision ist daher unzulassig.

Wien, am 29. Februar 2024

12 von 12



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




